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c) die Räte der Bezirke;
d) die Akademie der Künste und die Deutsche Aka­

demie der Wissenschaften zu Berlin;
e) das Zentralhaus für Volkskunst;
f) Nationalpreisträger für Kunst und Literatur und 

Träger des Preises für künstlerisches Volks­
schaffen.

(2) Die Vorschläge sind mit eingehender Begründung 
bis zum 31. Dezember jedes Jahres dem Ministerium 
für Kultur einzureichen.

(3) Die Vorschläge müssen enthalten:
Bei Einzelschaffenden:
a) Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort und 

Anschrift des Auszuzeichnenden;
b) Lebenslauf;
c) ausführliche Begründung für den Vorschlag der 

Auszeichnung mit nachprüfbaren Angaben der 
auszuzeichnenden Leistungen.

Bei Volkskunstgruppen und -zirkeln:
a) Name der Gruppe, Namen der Leiter der Gruppe 

und der Mitglieder des Leitungskollektivs;
b) Schilderung der Entwicklung der Gruppe seit 

Gründung;
c) ausführliche Begründung für den Vorschlag der 

Auszeichnung mit nachprüfbaren Angaben der 
auszuzeichnenden Leistungen.

§ 2
(1) Zur Auswahl der Preisträger wird beim Ministe­

rium für Kultur ein Auszeichnungsausschuß gebildet. 
Seine Mitglieder beruft der Minister für Kultur aus 
bekannten Volkskunstschaffenden und hervorragenden 
Persönlichkeiten des kulturellen Lebens sowie Vertre­
tern des FDGB, der FDJ und der VdgB.

(2) Den Vorsitz im Ausschuß führt der Leiter der 
Hauptabteilung Volkskunst im Ministerium für Kultur. 
Er bestimmt seinen Vertreter. Der Ausschuß gibt sich 
eine Geschäftsordnung.

(3) Die Vorschläge des Ausschusses werden von dem 
Minister für Kultur mit Begründung und Stellung­
nahme dem Ministerrat zur Entscheidung vorgelegt.

(4) Stimmt der Ministerrat den Vorschlägen zu, so 
wird die Verleihung durch den Minister für Kultur 
vollzogen.

§ 3
(1) Bei der Auszeichnung einer Gruppe können der 

Leiter oder andere Mitglieder der gleichen Gruppe auch 
zusätzlich als Einzelperson ausgezeichnet werden.

(2) Der einer ausgezeichneten Gruppe verliehene 
Preis für künstlerisches Volksschaffen ist nicht für 
Einzelpersonen bestimmt, sondern für die künstlerische 
Weiterentwicklung der gesamten Gruppe.

§ 4
Uber die Verleihung des Preises für künstlerisches 

Volksschaffen wird den Preisträgern eine Ehrenurkunde 
ausgehändigt.

§ 5
(1) Das Ehrenzeichen für den Preis für künstlerisches 

Volksschaffen I. Klasse für Einzelpersonen besteht aus 
einer runden silbernen Medaille von 3,5 cm Durch­
messer, das Ehrenzeichen für diesen Preis II. Klasse 
aus einer gleichen bronzenen Medaille. Die Medaille 
bringt jeweils auf der Vorderseite das künstlerische 
Volksschaffen sinnbildlich zum Ausdruck, auf der Rück­
seite trägt sie die Inschrift „Preis für künstlerisches 
Volksschaffen 19............................... Klasse“.

(2) Die Medaille wird an einem graublauen Band ge­
tragen. An ihrer Stelle kann eine Interimsschnalle ge- 
getragen werden.

(3) Das Tragen der Medaille ist obligatorisch bei 
Staatsakten oder Festveranstaltungen staatlicher Organe 
und gesellschaftlicher Organisationen sowie zu Demon­
strationen.

§ 6
(1) Beim Tode einer als Preisträger ausgezeichneten 

Einzelperson ist die Medaille dem Minister für Kultur 
zurückzugeben. Die Urkunde bleibt im Besitz der 
Familie.

(2) Bei Auflösung einer Volkskunstgruppe ist die 
Urkunde dem Minister für Kultur zurückzugeben.

§ 7
Kommt einem Preisträger die Medaille abhanden, so 

kann ihm gegen Werterstattung ein weiteres Exemplar 
ausgehändigt werden.

§ 8
Für die Aberkennung des Preises für künstlerisches 

Volksschaffen und des Ehrenzeichens gelten die Be­
stimmungen des Gesetzes vom 21. April 1954 über die 
Würdigung hervorragender Leistungen durch Ver­
leihung staatlicher Auszeichnungen (GBl. S. 445) ent­
sprechend.

§ 9
Dieses Statut tritt mit seiner Verkündung in Kraft.
Berlin, den 18. Mai 1955

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Der Ministerpräsident Ministerium für Kultur 
G r o t e w o h l  Dr. h. c. Joh. R. B e c h e r

Minister

Erste Durchführungsbestimmung
zum Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1955.

Vom 21. Mai 1955
Auf Grund des § 11 des Gesetzes vom 21. Mai 1955 

über den Staatshaushaltsplan 1955 (GBl. I S. 345) und 
§ 37 des Gesetzes vom 17. Februar 1954 über die Staats­
haushaltsordnung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik (GBl. S. 207) wird folgendes bestimmt:

- § 1
(1) Die Minister und Staatssekretäre m. e. G. sind 

verpflichtet, die gemäß § 35 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Staatshaushaltsordnung vorzunehmende quartals­
weise Aufgliederung des Jahresplanes nach Kapiteln 
bis zum 30. Juni 1955 dem Ministerium der Finanzen 
vorzulegen.

(2) Die Leiter der Fachabteilungen der örtlichen Or­
gane des Staates haben die quartalsweise Aufgliede­
rung des Jahresplanes nach Kapiteln bis spätestens 
zwei Wochen nach der Aushändigung der bestätigten 
Pläne bei der Finanzabteilung vorzulegen und diese 
bestätigen zu lassen. (§ 35 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Staatshaushaltsordnung.) Die Finanzabteilungen der 
Räte der Bezirke reichen dem Ministerium der Finan­
zen die quartalsweise Aufgliederung des Jahresplanes 
nach Aufgabenbereichen bis zum 15. Juli 1955 ein.

(3) Nach der Aufteilung des Jahresplanes auf die 
Quartale ist in den monatlichen Kassenplänen das an­
teilige Haushaltssoll nur noch auf der Grundlage dieser 
Quartalspläne einzusetzen.

§ 2
Die Minister und Staatssekretäre m. e. G. sind ver­

pflichtet, die auf ihren Geschäftsbereich entfallenden


